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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

172 Verordnung über die Einrichtung von Be-

zirksfachklassen an Berufskollegs im Regier-

ungsbezirk Münster 

Auf Grund des § 84 Abs. 2 Schulgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-

machung vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102) mit Stand 

vom 27.05.2014 wird verordnet: 

§ 1 

Bezirksfachklassen an Berufskollegs im Regierungsbe-

zirk Münster werden nach Maßgabe der Anlage zu dieser 

Verordnung gebildet.  

§ 2 

Die Verordnung tritt mit Beginn des Schuljahres 

2014/2015 am 01.08.2014 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Einrichtung 

von Bezirksfachklassen an Berufskollegs im Regierungs-

bezirk Münster vom 24.07.2013 außer Kraft. 
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173 Bekanntmachung gem. § 3a des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

zu dem Vorhaben: Änderung einer Rohrfern-

leitungsanlage zum Befördern wassergefähr-

dender Stoffe für die Rohrfernleitungsanlage 

FL-154 DN 200 

Bezirksregierung Münster 

Az.: 500-9969889/0007.V 

Die Ruhr Oel GmbH, 45876 Gelsenkirchen, vertreten 

durch die BP Gelsenkirchen GmbH, beabsichtigt die Än-

derung der Rohrfernleitungsanlage FL-154 DN 200 auf 

den Werksgeländen Gelsenkirchen-Scholven und Gelsen-

kirchen-Horst.  

Zuständige Zulassungsbehörde für die in Rede stehende 

Rohrfernleitungsanlage ist gemäß Nr. 7.8.1 des Anhangs 

II zur Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU) 

die Bezirksregierung Münster.  

Nach § 20 UVPG in Verbindung mit den §§ 3a, 3c und 

3d UVPG sowie Nr. 19.3.2 der Anlage 1 zum UVPG ist 

für die beantragte Änderung einer Rohrleitungsanlage 

zum Befördern wassergefährdender Stoffe mit einer Län-

ge von 2 km bis 40 km und einem Durchmesser der 

Rohrleitung von mehr als 150 mm eine allgemeine Vor-

prüfung des Einzelfalls durchzuführen. Dabei ist durch 

überschlägige Prüfung zu untersuchen ob durch das Vor-

haben trotz seiner geringen Größe oder Leistung nur auf-

grund besonderer örtlicher Gegebenheiten gemäß den in 

der Anlage 2 Nr. 2 zum UVPG aufgeführten Schutzkrite-

rien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu er-

warten sind und damit eine Verpflichtung zur Durchfüh-

rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Soll 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben, ist dies 

bekannt zu geben. Gemäß § 3a Satz 3 UVPG ist die Fest-

stellung nicht selbstständig anfechtbar. 

Die allgemeine Prüfung der von der Ruhr Oel GmbH vor-

gelegten Unterlagen hat nach überschlägiger Prüfung 

zum Ergebnis, dass die Durchführung einer Umweltver-

träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist. Es sind keine 

besonderen örtlichen Gegebenheiten vorhanden und so-

mit sind auch durch das Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten, die nach 

§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären. 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange zu 

dem geplanten Vorhaben wurden bei dieser Entscheidung 

berücksichtigt. 

Im Auftrag 

gez. Pinkert 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2014 S. 274 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

174 Öffentliche Bekanntmachung - Quarzwerke 

GmbH, Werk Haltern Änderung der Trocken-

anlagen 1 und 2 durch Errichtung und Betrieb 

eines zweiten Blockheizkraftwerks 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung Bergbau und Energie 

64 qu3-4.1-2014-2              28.04.2014 

 

Die Fa. Quarzwerke GmbH in 45721 Haltern am See hat 

für den Betriebsstandort Werk Haltern die Änderung und 

den Betrieb der Quarzsand Trocknungsanlagen 1 und 2 

durch Errichtung und Betrieb eines zweiten Blockheiz-

kraftwerks beantragt. 

Bei den Trocknungsanlagen 1 und 2 für Quarzsand han-

delt es sich um Aufbereitungsanlagen im Sinne des § 4 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 i. V. mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 BBergG. 

Das Vorhaben fällt unter die Ziffer 9. der Verordnung 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher 

Vorhaben (UVP-V Bergbau) und unterliegt somit einer 

standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls. 

Die vorgesehene Änderung zur Errichtung und der Be-

trieb der in Rede stehenden Anlage haben keine erheb-

lichen Auswirkungen auf die Umwelt. 

Für das unter die Verordnung über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-V Berg-

bau) fallende Vorhaben war daher gemäß § 52 Abs. 2c 

Bundesberggesetz (BBergG) die Aufstellung eines Rah-

menbetriebsplanes (für dessen Zulassung ein Planfest-

stellungsverfahren durchzuführen wäre) nicht zu verlang-

en. 

Die Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3e i. V. m. § 3c 

UVPG führte ebenfalls zu dem Ergebnis, dass das Vor-

haben einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht unter-

zogen werden muss, da die Errichtung und der Betrieb 

der Anlage keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-

wirkungen haben kann. Die Vorprüfung des Einzelfalls 

wurde gemäß der "Kriterien für die Vorprüfung des Ein-

zelfalls" (Anlage 2 des UVPG) durchgeführt. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3a UVPG nicht selb-

ständig anfechtbar. 

Mit dieser Bekanntmachung erfolgt gemäß § 3a UVPG 

i.V. mit den Bestimmungen des Umweltinformations-

gesetzes die erforderliche Information der Öffentlichkeit. 

Im Auftrag 

gez. Fenger 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2014 S. 274 
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175 Öffentliche Bekanntmachung - RWE Gasspei-

cher GmbH, Änderung und Betrieb der Feu-

erungsanlagen für den Einsatz gasförmiger 

Stoffe 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung Bergbau und Energie 

64e25-4.1-2014-1                02.04.2014 

 

Die Firma RWE Gasspeicher GmbH hat aufgrund der §§ 

4, 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz unter dem 

02.04.2014 die Genehmigung zur Änderung und zum 

Betrieb der Feuerungsanlagen für den Einsatz gasförmi-

ger Stoffe, im Wesentlichen bestehend aus der betrieb-

lichen Neuzuordnung der Feuerungsanlagen auf dem Ge-

lände der Verdichter und Entnahmestation Epe der RWE 

Gasspeicher GmbH in 48599 Gronau - Epe, Gemarkung 

Epe, Flur 5, Flurstücke 96, 159, 169, 170 und 184 bean-

tragt. 

Bei den Feuerungsanlagen handelt es sich um Ein-

richtungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 BBergG ("dien-

ende Einrichtung"); sie fallen unter § 1 Ziffer 9. der Ver-

ordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung berg-

baulicher Vorhaben (UVP-V Bergbau). 

Der in Rede stehende Antrag umfasst im Wesentlichen 

die genehmigungsrechtliche Anpassung der betrieblichen 

Neuordnung bestehender, nach BImSchG genehmigter 

Anlagen (Bescheide Glykol - Regeneration mit Brüden-

gasverbrennung -64.e25-4-2011-9 vom 15.08.2011 und 

Feuerungsanlagen e25-4-2011-10 vom 12. August 2011). 

Neue Anlagenkomponenten werden von dieser Geneh-

migung nicht erfaßt. 

Das beantragte Vorhaben war bereits Gegenstand eines 

Vorbescheidsverfahren mit Umweltverträglichkeitsprü-

fung (hinsichtlich Standort, Einsatzstoffe, Abgasvolu-

menströme, Emissionsgrenzwerte sowie deren Überwa-

chung → Rahmenbetriebsplanverfahren vom 31.07.2003 

- e25-2.52-2003-1- und Planfeststellungsbeschluss vom 

17.05.2010 - 61.05.2-2008-4). Eine erneute Umweltver-

träglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich. 

Diese Feststellung ist gemäß § 3a UVPG nicht selbst-

ständig anfechtbar. 

Mit dieser Bekanntmachung erfolgt gemäß § 3a UVPG 

i.V. mit den Bestimmungen des Umweltinformations-

gesetzes die erforderliche Information der Öffentlichkeit. 

Im Auftrag: 

gez. Fenger 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2014 S. 275 
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